
 

Heft 4 N April 2018 StB 99

g) Fiskalische Beihilfen zur Abschottung gegen
multinationale Gruppen

Im Juli 2016 erkl�rte die Kommission zwei von Ungarn er-
lassene Abgabenregelungen zu rechtswidrigen staatlichen
Beihilfen.36 Zweck der Abgabenregelungen war, die heimi-
sche Lebensmittelwirtschaft vor dem aggressiven Vordrin-
gen ausl�ndischer Supermarktketten zu sch�tzen.37

III. Zusammenfassung
Die Analyse zeigt, dass sich Ungarn einerseits durch
Steuerreformen, F�rderung von Forschung und Entwick-
lung und Einsatz von e-Governance um ein positives In-
vestitionsklima bem�ht. Andererseits erscheint die Unter-
nehmensbesteuerung durch verschiedene Regime f�r
mittlere oder kleinere Unternehmen komplex, die Abga-
benregelungen lassen auch protektionistische Tendenzen
erkennen.

Professor Dr. Angelika D�lker, MBA Interna-
tional Taxation, lehrt seit September 2012 an der
Hochschule f�r �ffentliche Verwaltung und Fi-
nanzen (HVF) in Ludwigsburg mit Schwerpunk-
ten auf Besteuerung der Gesellschaften und In-
ternationalem Steuerrecht. Zuvor war sie lange
Jahre als Senior Managerin im Bereich Corpo-
rate Tax der KPMG in Stuttgart t�tig.

Betriebliche Altersversorgung

Diplom-Mathematiker Dr. rer. nat. Joachim Lutz, Bergisch Gladbach

Die wertpapiergebundene beitragsorientierte
betriebliche Pensionszusage
– Eine moderne, flexible, transparente, kalkulierbare Form der unmittelbaren
Pensionszusage ohne Bilanzber�hrung –

Das zu Beginn 2018 in Kraft getretene Betriebsrenten-
st�rkungsgesetz sieht leider keine F�rderung der unmit-
telbaren Pensionszusage mit R�ckstellungbildung vor.
Moderne betriebliche Pensionszusagen, die h�ufig an die
Entwicklung von Wertpapieren gebunden werden, k�n-
nen aber der Gestaltungsform unmittelbare Pensionszu-
sage oder auch Direktzusage genannt einen neuen Schub
verleihen, da sie bei entsprechender Gestaltung bilanz-
neutral sind, also bilanziell nicht ausgewiesen werden
m�ssen. Gleichzeitig ergeben sich aber steuerliche Vor-
teile durch Gewinnminderungen (§ 6a EStG) in der Fi-
nanzierungsphase.

I. Bilanzielle Zusatzbelastungen bei
Leistungszusagen durch Zinsschmelze

Pensionsr�ckstellungen werden seit 2010 nach Inkrafttreten
des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) mit dem
von der Bundesbank festgelegten Rechnungszins diskontiert.
Hierbei wird seit 2016 der 10-j�hrige Durchschnitt der Zins-
s�tze f�r 15-j�hrige Laufzeiten angesetzt (einheitlich f�r Al-
tersversorgungsverpflichtungen und vergleichsweise lang-
fristig f�llige Verpflichtungen im Kollektiv unabh�ngig von
der individuellenRestlaufzeit/Lebenserwartung).

Angesichts des gegenw�rtig extrem niedrigen und voraus-
sichtlich auch anhaltend moderaten Zinsniveaus steigen die
Zuf�hrungen zur Pensionsr�ckstellung in diesem und den
n�chsten Jahren weiter �berproportional an. Sie mindern da-
mit das Ergebnis des handelsrechtlichen Jahresabschlusses
und beeinflussen den an die Gesellschafter aussch�ttungsf�-
higen Bilanzgewinn. Dieser Mehraufwand belastet die be-
troffenen Unternehmen, vermindert das Eigenkapital und
die Kreditw�rdigkeit und bringt den Arbeitnehmern keines-
falls mehr Sicherheit f�r ihre Betriebsrenten (s. hierzu auch
Lutz/Lutz „Hohe Belastungen durch Anstieg der Pensions-
r�ckstellungen aufgrund der Zinsschmelze“ in Der Steuer-
berater 11/2015).

Steuerwirksam ist diese „Mehrzuf�hrung“ nicht, da der
steuerliche Teilwert gem. § 6a EStG immer noch mit einem
gesetzlich fixierten Zinssatz von 6% diskontiert wird (am
12. 10. 2017 hat aber das FG-K�ln ein Klageverfahren zum
Rechnungszins nach § 6a EStG ausgesetzt und dem BVerfG
zur Entscheidung vorgelegt).

Und die Zinsschmelze geht weiter: die Prognosen gehen in
f�nf Jahren (2023) schon von einem Rechnungszins deutlich
unter 2% aus (Erh�hung der R�ckstellungen um 70–100%
im Vergleich zum aktuellen Rechnungszins).

36 Vgl. Kommissionsentscheidung v. 4. 7. 2016 betreffend die von Ungarn
durchgef�hrte Maßnahme SA.40018 (2015/C) (ex 2015 NN), betreffend
die �nderung der ungarischen Lebensmittelketten-Inspektionsabgabe
von 2014, C(2016) 4056 endg. („LEH-Entscheidung“); und ebenfalls
4. 7. 2016 betreffend die von Ungarn durch-gef�hrte Maßnahme
SA.41187 (2015/C) (ex. C/NN) betreffend den Gesundheitsbeitrag von
Tabakunternehmen („Tabak-Entscheidung“).

37 Vgl. Ylinen, Neue Argumente der Kommission gegen fiskalische Beihil-
fen –, die Ungarn-Entscheidungen der Kommission, IStR 2017, 100 ff.
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II. Arbeitsrechtliche Verpflichtung
in H�he des Wertguthabens

Eine v�llig andere handelsbilanzielle Bewertung ergibt sich
aber bei der „wertpapiergebundenen Altersversorgung“.
Diese Sonderbewertung kommt zur Anwendung, wenn sich
die H�he der Altersversorgungsverpflichtung nach dem bei-
zulegenden Zeitwert von Wertpapieren richtet. Die entspre-
chende gesetzliche Grundlage ergibt sich mit § 253 Abs. 1
Satz 3 HGB:

„Soweit sich die H�he von Altersversorgungsverpflichtungen
ausschließlich nach dem beizulegenden Zeitwert von Wert-
papieren im Sinn des § 266 Abs. 2 A. III. 5 bestimmt, sind
R�ckstellungen hierf�r zum beizulegenden Zeitwert dieser
Wertpapiere anzusetzen, soweit er einen garantierten Min-
destbetrag �bersteigt“

Bei der wertpapiergebundenen Versorgungszusage wird die
Pensionsverpflichtung nicht mehr versicherungsmathema-
tisch bewertet (Teilwert, Anwartschaftsbarwert oder PUC-
Methode), sondern der Wert der Verpflichtung richtet sich
ausschließlich nach dem Zeitwert des Wertpapieres bzw. all-
gemeiner nach dem Zeitwert des R�ckdeckungsverm�gens.
Insoweit werden die versicherungsmathematischen Bewer-
tungen obsolet.

Der Gesetzgeber spricht in § 253 Abs. 1 Satz 3 HGB von
Wertpapieren im Sinne von § 266 Abs. 2 A. III. 5. Nach dem
Zweck der Vorschrift sind Wertpapiere im weitesten Sinne
angesprochen. Zu ihnen geh�ren z.B. auch R�ckdeckungs-
versicherungen, wenn und soweit der Umfang der zugesag-
ten Versorgungsleistungen durch die Leistungen aus der
Versicherung determiniert ist.

Die Wertpapiere werden nach den handelsrechtlichen Vor-
schriften (§ 253 Abs. 3 und 4 HGB) bewertet, wenn sie nicht
zugriffsfrei (§ 246 Abs. 2 Satz 2 HGB) ausgelagert werden
(z.B. Pfandrecht oder Treuhand) oder mit der Versorgungs-
zusage eine Bewertungseinheit i.S. v. § 254 HGB bilden
(die Leistungen der Versorgungszusage werden explizit den
Wertstellungen der Wertpapiere zugeordnet).

Beim Vorliegen einer Bewertungseinheit werden die Wert-
papiere also mit ihrem Zeitwert aktiviert und die Zusage in
gleicher H�he passiviert.

Werden die Wertpapiere auch noch zugriffsfrei ausgelagert
(Pfandrecht, Treuhand), so werden Aktiv- und Passivwert
(beide in H�he des gleichen Wertes) saldiert. Im Ergebnis
erscheint in der Bilanz weder ein Aktiv- noch ein Passivpo-
sten, die Bilanz wird also von den Pensionsr�ckstellungen
entlastet.

Unabh�ngig von dem Entfall einer Pensionsr�ckstellung in
der Handelsbilanz ist die unmittelbare Pensionszusage steu-
errechtlich mit ihrem Teilwert gem. § 6a EStG zu bewerten
und wirkt somit gewinnmindernd.

III. Unmittelbare Pensionszusage als
Beitragszusage mit Mindestleistung

Mit einer wertpapiergebundenen Versorgungszusage werden
in der Praxis die Bedingungen der Beitragszusage mit Min-
destleistung (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG) durch unmittelbare
Pensionszusagen erf�llt.

Der Gesetzgeber hat zwar bei der Beitragszusage mit Min-
destleistung ausdr�cklich nur den Pensionsfonds, die Pensi-
onskasse und die Direktversicherung, also die versiche-
rungsf�rmigen Durchf�hrungswege angesprochen. Das
heißt aber nicht, dass die Beitragszusage mit Mindestleis-
tung nicht auch als unmittelbare Pensionszusage oder Unter-
st�tzungskassenzusage durchgef�hrt werden kann bzw. darf.
Von der Zul�ssigkeit dieser Gestaltung unmittelbarer Pensi-
onszusagen geht auch das BMF aus, denn es gestattet die
Bildung einer Pensionsr�ckstellung f�r die Mindestleistung
aus einer Pensionszusage, die mit einer Wertpapieranlage
bez�glich der arbeitsrechtlichen Verpflichtung verkn�pft
wird.

Der Gesetzgeber hat auch in § 253 HGB bewusst einen „ga-
rantierten Mindestbetrag“ (Satz 3 der gesetzlichen Vor-
schrift) angesprochen, d.h. die Versorgungsleistung in H�he
des Mindestbetrages muss auch dann gew�hrt werden, wenn
der Wert des R�ckdeckungsverm�gens nicht zur Deckung
der garantierten Leistung ausreicht.

Die Mindestleistung bezieht sich in der Praxis auf die Sum-
me der bis zum Versorgungsfall (bzw. Ausscheiden) zuge-
sagten Beitr�ge. Es kann auch eine h�here Mindestleistung
vereinbart werden, z.B. in H�he einer Mindestverzinsung
der Beitr�ge (z.B. in H�he des Garantiezinses bei R�ckde-
ckungsversicherungen).

Insbesondere bei Entgeltumwandlungsversorgungen wird
i.d.R. neben der Garantie der Werterhaltung (Summe der
geleisteten Beitr�ge) auch die Verwendung der Kapitaler-
tr�ge zur Erh�hung der Versorgungsleistungen vereinbart.

Bei der handelsbilanziellen Bewertung einer wertpapier-
gebundenen Pensionszusage, die die Mindestleistung durch
eine garantierte Verzinsung aufbessert, muss aber im
Einzelfall gepr�ft werden, ob der jeweilige Zeitwert am Bi-
lanztermin den versicherungsmathematischen Wert der
Mindestleistung �bertrifft. In diesem Falle stellt sich die
versicherungsmathematische Bewertung doch als wieder
aufwendiger dar. Daher w�re eine Zusage, die nur die
Beitragssumme als garantierte Mindestleistung definiert
und daneben die realisierten Kapitalertr�ge zur Leistungs-
verbesserung vorsieht – ohne die Ertr�ge der H�he nach zu
garantieren – vorzuziehen.

IV. Zusammenfassung
Die wertpapiergebundene Pensionszusage ist eine beitrags-
orientierte Leistungszusage mit Mindestleistung, deren ar-
beitsrechtlicher Verpflichtungsumfang auf den Wert des
Planverm�gens (Wertpapiere) abstellt. Bei zugriffsfreier
Auslagerung des Planverm�gens (Pfandrechte, Treuhandl�-
sungen) sind diese unmittelbaren Pensionszusagen bilanz-
neutral nach HGB (BilMoG) sowie IFRS und USGAAP.

Trotz Bilanzneutralit�t werden aber steuerwirksame Pensi-
onsr�ckstellungen gewinnmindernd angesetzt. Und im aktu-
ellen Zinstief ganz wichtig: die laufenden Zinssenkungen
haben keinen Einfluss auf die Bilanz.

Die Dotierung der Pensionszusagen ist lohnsteuerfrei (keine
Deckelung der Beitr�ge auf 8% BBG wie bei den versiche-
rungsf�rmigen Durchf�hrungswegen, § 3 Nr. 63 EStG) und
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sozialabgabenfrei (arbeitgeberfinanziert). Bei Arbeitneh-
merfinanzierung gilt f�r die Sozialversicherungsbefreiung
aber die Begrenzung auf 4% BBG.

Die Dotierung der Verm�gensanalage kann sehr flexibel ge-
staltet werden: laufende monatliche oder j�hrliche Zahlun-
gen (Arbeitgeberfinanzierung und/oder Entgeltumwand-
lung), Einmalzahlungen, Aufstockungen, Bonuszahlungen
(Zusch�sse) des Arbeitgebers bei Entgeltumwandlung etc.

Bei Erreichen der Altersgrenze steht auf Wunsch ein Kapi-
talwert als Alterskapital oder zur Einzahlung in eine lebens-
lange Leibrente zur Verf�gung. Alternativ sind auch Aus-
zahlungspl�ne sowie anteilige �bertragungen der Wertpa-
piere m�glich.

Die Versteuerung erfolgt erst bei Bezug der Versorgungs-
leistungen als Eink�nfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit
(§ 19 EStG). Die Anwendung der F�nftelungsregelung gem.
§ 34 Abs. 1 EStG ist bei Dotierung der Zusage �ber mehrere
Jahre m�glich.

Versorgungsleistungen in H�he der angesparten Beitr�ge
k�nnen auch im vorzeitigen Versorgungsfall Invalidit�t oder
Tod gew�hrt werden.

V. Praxisbeispiele
Beispiel 1:

Mann

Geburtsdatum 25. 9. 1968 Euro
Eintrittsdatum 1. 10.1999 Euro
Zusagedatum 1. 3. 2018 Euro

Alters- und Hinterbliebenenkapital aufgebaut mit j�hrlichen Bei-
tr�gen in H�he von 18 000,– Euro Altersgrenze 67 Jahre

Steuerwirksame Pensionsr�ckstellung
zum 31. 12. 2018 78541,– Euro

Handelsbilanzielle R�ckstellungen 0,– Euro
bzw. falls keine zugriffsfreie Auslagerung erfolgt
Passivwert 18000,– Euro
Aktivwert 18000,– Euro

Beispiel 2:

Frau

Geburtsdatum 1. 3. 1974
Eintrittsdatum 1. 10. 2008
Zusagedatum 1. 3. 2018

Entgeltumwandlung 30000,– Euro einmalig,
Alters- und Hinterbliebenenkapital 30000,– Euro zuz�glich Kapi-
talertr�ge, Altersgrenze 67 Jahre

Steuerwirksame Pensionsr�ckstellung
zum 31. 12. 2018 8266,– Euro
Handelsbilanzielle R�ckstellungen 0,– Euro

Der Entgeltverzichtsbetrag bleibt lohnsteuerfrei und bis
3120,– Euro sozialabgabenfrei (4% der BBG von 78000 Eu-
ro), bzw. in voller H�he auch sozialabgabenfrei, falls der
Entgelt-Umwandlungsbetrag oberhalb der BBG liegt.

Dr. Joachim Lutz, Dipl.-Mathematiker, ist ge-
sch�ftsf�hrender Gesellschafter der Dr. Lutz Ge-
sellschaft f�r Pensionsmanagement mbH in Ber-
gisch Gladbach. Er ist als Gutachter und Berater
in der betrieblichen Altersversorgung sowie IVS-
Sachverst�ndiger (Institut der versicherungsma-
thematischen Sachverst�ndigen) und Aktuar t�-
tig. Ferner ist er Autor vieler wissenschaftlicher
und praktischer Fachpublikationen auf den Ge-
bieten der bAV und zudem Fachdozent f�r die
rechts-, unternehmens- und steuerberatenden Be-
rufe.

Berufsrecht

Alexander Jost

Selbstst�ndig als Steuerberater

Existenzgr�ndung findet in der Steuerberatungsbranche
entweder als �bernahme oder als komplette Neugr�n-
dung statt. H�ufig geht dem Kanzleistart eine Phase der
Selbstst�ndigkeit im Nebenerwerb voraus. So verschie-
den die Konzepte dabei auch sein m�gen – zwei Erfolgs-
faktoren sind ihnen gemeinsam: Qualifizierte Mitarbei-
ter wollen gefunden sowie gebunden sein und die Kanz-
leiorganisation muss moderne Prozesse abbilden.

I. Einleitung

Wer als Steuerberater vor der Entscheidung steht, ob er sich
selbstst�ndig machen soll oder nicht, sieht sich einer ver-
gleichsweise risikoarmen Gr�ndung gegen�ber. Denn w�h-
rend quer �ber alle Branchen hinweg etwa ein Drittel der
Gr�nder scheitert, ist die Zahl in der Steuerberatung weitaus
niedriger.
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